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knüpft werden. Aufschub und Aussetzung dürfen den 
Zeitraum von sechs Monaten nicht übersteigen.

(4) Die Zeit des Aufschubs und der Aussetzung wird 
auf die für das Berufsverbot festgesetzte Frist nicht an­
gerechnet.

Anm.: Vgl. Anm. zu § 456 a

Erzwingung des Strafantritts.

§457
(1) Die Staatsanwaltschaft ist befugt, behufs Vollstrek- 

kung einer Freiheitsstrafe einen Vorführungs- oder Haft­
befehl zu erlassen, wenn der Verurteilte auf die an ihn 
ergangene Ladung zum Antritt der Strafe sich nicht ge­
stellt hat oder der Flucht verdächtig ist.

(2) Auch kann von der Staatsanwaltschaft zu dem­
selben Zwecke ein Steckbrief erlassen werden, wenn der 
Verurteilte flüchtig ist oder sich verborgen hält.

(3) Diese Befugnisse stehen im Falle des § 451 Abs. 3 
auch dem Amtsrichter zu.

Entscheidungen des Gerichts.

§ 458
(1) Wenn über die Auslegung eines Strafurteils oder 

über die Berechnung der erkannten Strafe Zweifel ent­
stehen, oder wenn Einwendungen gegen die Zulässigkeit 
der Strafvollstreckung erhoben werden, so ist die Ent­
scheidung des Gerichts herbeizuführen.

(2) Das Gericht entscheidet ferner, wenn in den Fällen 
der §§ 455, 456, 456d Abs. 2 Einwendungen gegen die 
Entscheidung der Vollstreckungsbehörde erhoben werden 
oder wenn die Vollstreckungsbehörde anordnet, daß an 
einem Ausgelieferten oder aus dem Reichsgebiet Ver­
wiesenen die Vollstreckung einer Strafe oder einer Maß-
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